
Arbeitsgericht Leipzig 
Erich-Weinert-Straße 18 
04105 Leipzig 
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Aktenzeichen: 8 Ca 233/21 

Im 

U rte i 1 

In dem Rechtsstreit 

 

Prozessbevollm.: DGB Rechtsschutz GmbH 
vertr.d.d. Geschäftsführer 
endvertr.d.d. Rechtsschutzsekretäre 
Karl-Liebknecht-Straße 30, 04107 Leipzig 

gegen 

Prozessbevollm.: Rechtsantälte

l3üro Le· 1P2ig

2 7. APR. 2027

-Kläger-

- Beklagte-

hat das Arbeitsgericht Leipzig, 8. Kammer, durch die Richterin am Arbeitsgericht    als 
Vorsitzende sowie die ehrenamtlichen Richter Herr  und Herr    auf­grund der mündlichen 
Verhandlung vom 15. April 2021 

für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger 6 Urlaubstage aus dem Kalenderjahr 2020
nachzugewähren.

2. Die Kosten des Rechtsstreits hat die Beklagte zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf 517,32 EUR festgesetzt.

4. Die Berufung wird für die Beklagte zugelassen.
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�� Freiheit sei stark eingeschränkt gewesen. Er habe psychischen Stress gehabt. Seine 
f 

�/Leistungspflicht sei entfallen . 
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/ Der Kläger beantragt, 

die Beklagte zu verurteilen, dem Kläger 6 Urlaubstage für das Kalenderjahr 2020 gut­

zuschreiben. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 
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Die Beklagte ist der Auffassung, dass der Urlaub vor Zugang des Bescheides vom 

22.10.2020 beim Kläger bereits erfüllt gewesen sei. Die Erfüllungswirkung habe nicht besei­

tigt werden können. Sie bestreite, die tatsächliche Anordnung der häuslichen Absonderung 

vor dem Bescheid. Bis zur Anordnung der häuslichen Absonderung durch Bescheid sei Ur­

laubsgewährung jedenfalls nicht unmöglich geworden. Auf die Äußerung von Frau T.    

komme es nicht an, weil sie nicht Vertreterin des Gesundheitsamtes sei. Für die Nachgewäh­

rung des Urlaubes sei § 9 Bundesurlaubsgesetz nicht einschlägig. Beim Kläger liegt keine 

Arbeitsunfähigkeit vor. Eine entsprechende Anwendung des § 9 BUrlG sei nicht vorzuneh­

men, weil Arbeitsunfähigkeit und angeordnete Absonderung nicht vergleichbar seien. Auf 

den Erholungszweck komme es nicht an. Das BAG lehnt eine Ausweitung der Anwendung 

der Vorschrift ab. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die gewechselten 

Schriftsätze nebst Anlagen sowie die Sitzungsniederschriften verwiesen. 

Entscheidungsgründe: 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

1. 

Der Antrag des Klägers ist auszulegen. Der Kläger begehrt eine Nachgewährung von 

6 Urlaubstagen. Für den Kläger wird kein Arbeitszeitkonto geführt. 












